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Abschnitt 1 
Allgemeine Bestimmungen 

 
§ 1 

Anwendungsbereich 
(1) Dieses Gesetz gilt für alle elektronischen Informations- und Kommunikations-
dienste, soweit sie nicht Telekommunikationsdienste nach § 3 Nummer 61 des 
Telekommunikationsgesetzes, telekommunikationsgestützte Dienste nach § 3 
Nummer 63 des Telekommunikationsgesetzes oder Rundfunk nach § 2 des Rund-
funkstaatsvertrages sind (Telemedien). Dieses Gesetz gilt für alle Anbieter ein-
schließlich der öffentlichen Stellen unabhängig davon, ob für die Nutzung ein 
Entgelt erhoben wird. 
(2) Dieses Gesetz gilt nicht für den Bereich der Besteuerung. 
(3) Das Telekommunikationsgesetz und die Pressegesetze bleiben unberührt. 
(4) Die an die Inhalte von Telemedien zu richtenden besonderen Anforderungen 
ergeben sich aus dem Staatsvertrag für Rundfunk und Telemedien (Rundfunk-
staatsvertrag). 
(5) Dieses Gesetz trifft weder Regelungen im Bereich des internationalen Privat-
rechts noch regelt es die Zuständigkeit der Gerichte. 
(6) Die besonderen Bestimmungen dieses Gesetzes für audiovisuelle Medien-
dienste gelten nicht für Dienste, die  
1. ausschließlich zum Empfang in Drittstaaten bestimmt sind und 
2. weder unmittelbar noch mittelbar von der Allgemeinheit mit handelsüblichen 

Verbraucherendgeräten in einem Mitgliedstaat empfangen werden. 
 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes 
1. ist Diensteanbieter jede natürliche oder juristische Person, die eigene oder 

fremde Telemedien zur Nutzung bereithält oder den Zugang zur Nutzung ver-
mittelt,  

2. ist niedergelassener Diensteanbieter jeder Anbieter, der mittels einer festen 
Einrichtung auf unbestimmte Zeit Telemedien geschäftsmäßig anbietet oder 
erbringt; der Standort der technischen Einrichtung allein begründet keine Nie-
derlassung des Anbieters, 

2a. ist drahtloses lokales Netzwerk ein Drahtloszugangssystem mit geringer Leis-
tung und geringer Reichweite sowie mit geringem Störungsrisiko für weitere, 
von anderen Nutzern in unmittelbarer Nähe installierte Systeme dieser Art, 
welches nicht exklusive Grundfrequenzen nutzt, 

3. ist Nutzer jede natürliche oder juristische Person, die Telemedien nutzt, ins-
besondere um Informationen zu erlangen oder zugänglich zu machen, 

4. sind Verteildienste Telemedien, die im Wege einer Übertragung von Daten 
ohne individuelle Anforderung gleichzeitig für eine unbegrenzte Anzahl von 
Nutzern erbracht werden, 



3 
 

5. ist kommerzielle Kommunikation jede Form der Kommunikation, die der un-
mittelbaren oder mittelbaren Förderung des Absatzes von Waren, Dienstleis-
tungen oder des Erscheinungsbilds eines Unternehmens, einer sonstigen Or-
ganisation oder einer natürlichen Person dient, die eine Tätigkeit im Handel, 
Gewerbe oder Handwerk oder einen freien Beruf ausübt; die Übermittlung der 
folgenden Angaben stellt als solche keine Form der kommerziellen Kommuni-
kation dar: 
a) Angaben, die unmittelbaren Zugang zur Tätigkeit des Unternehmens oder 
der Organisation oder Person ermöglichen, wie insbesondere ein Domain-
Name oder eine Adresse der elektronischen Post, 
b) Angaben in Bezug auf Waren und Dienstleistungen oder das Erscheinungs-
bild eines Unternehmens, einer Organisation oder Person, die unabhängig und 
insbesondere ohne finanzielle Gegenleistung gemacht werden; dies umfasst 
auch solche unabhängig und insbesondere ohne finanzielle Gegenleistung o-
der sonstige Vorteile von natürlichen Personen gemachten Angaben, die eine 
unmittelbare Verbindung zu einem Nutzerkonto von weiteren natürlichen Per-
sonen bei Diensteanbietern ermöglichen, 

6. sind audiovisuelle Mediendienste 
a) audiovisuelle Mediendienste auf Abruf und 
b) die audiovisuelle kommerzielle Kommunikation,  

7. ist audiovisueller Mediendiensteanbieter ein Anbieter von audiovisuellen Me-
diendiensten, 

8. sind audiovisuelle Mediendienste auf Abruf nichtlineare audiovisuelle Medien-
dienste, bei denen der Hauptzweck des Dienstes oder eines trennbaren Teils 
des Dienstes darin besteht, unter der redaktionellen Verantwortung eines au-
diovisuellen Mediendiensteanbieters der Allgemeinheit Sendungen zur Infor-
mation, Unterhaltung oder Bildung zum individuellen Abruf zu einem vom 
Nutzer gewählten Zeitpunkt bereitzustellen, 

9. ist audiovisuelle kommerzielle Kommunikation jede Form der Kommunikation 
mit Bildern mit oder ohne Ton, die einer Sendung oder einem nutzergenerier-
ten Video gegen Entgelt oder gegen eine ähnliche Gegenleistung oder als Ei-
genwerbung beigefügt oder darin enthalten ist, wenn die Kommunikation der 
unmittelbaren oder mittelbaren Förderung des Absatzes von Waren und 
Dienstleistungen oder der Förderung des Erscheinungsbilds natürlicher oder 
juristischer Personen, die einer wirtschaftlichen Tätigkeit nachgehen, dient, 
einschließlich Sponsoring und Produktplatzierung, 

10. sind Videosharingplattform-Dienste  
a) Telemedien, bei denen der Hauptzweck oder eine wesentliche Funktion da-
rin besteht, Sendungen oder nutzergenerierte Videos, für die der Dienstean-
bieter keine redaktionelle Verantwortung trägt, der Allgemeinheit bereitzustel-
len, wobei der Diensteanbieter die Organisation der Sendungen und der nut-
zergenerierten Videos, auch mit automatischen Mitteln, bestimmt, 
b) trennbare Teile von Telemedien, wenn für den trennbaren Teil der in Buch-
stabe a genannte Hauptzweck vorliegt, 

11 ist Videosharingplattform-Anbieter ein Diensteanbieter, der Videosharingplatt-
form-Dienste betreibt, 
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12. ist redaktionelle Verantwortung die Ausübung einer wirksamen Kontrolle hin-
sichtlich der Zusammenstellung der Sendungen und ihrer Bereitstellung mit-
tels eines Katalogs, 

13. ist Sendung eine Abfolge von bewegten Bildern mit oder ohne Ton, die unab-
hängig von ihrer Länge Einzelbestandteil eines von einem Diensteanbieter er-
stellten Sendeplans oder Katalogs ist, 

14. ist nutzergeneriertes Video eine von einem Nutzer erstellte Abfolge von be-
wegten Bildern mit oder ohne Ton, die unabhängig von ihrer Länge einen Ein-
zelbestandteil darstellt und die von diesem oder einem anderen Nutzer auf ei-
nen Videosharingplattform-Dienst hochgeladen wird, 

15. ist Mitgliedstaat jeder Mitgliedstaat der Europäischen Union und jeder andere 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, für 
den die Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 10. März 2010 zur Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Bereitstellung audiovisueller Medien-
dienste (Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste) (ABl. L 95 vom 
15.4.2010, S. 1; L 263 vom 6.10.2010, S. 15), die durch die Richtlinie (EU) 
2018/1808 (ABl. L 303 vom 28.11.2018, S. 69) geändert worden ist, gilt, 

16. ist Drittstaat jeder Staat, der nicht Mitgliedstaat ist, 
17. ist Mutterunternehmen ein Unternehmen, das ein oder mehrere Tochterunter-

nehmen kontrolliert, 
18. ist Tochterunternehmen ein Unternehmen, das unmittelbar oder mittelbar von 

einem Mutterunternehmen kontrolliert wird, 
19. ist Gruppe die Gesamtheit von Mutterunternehmen, allen seinen Tochterun-

ternehmen und allen anderen mit dem Mutterunternehmen und seinen Toch-
terunternehmen wirtschaftlich und rechtlich verbundenen Unternehmen. 

Einer juristischen Person steht eine Personengesellschaft gleich, die mit der Fä-
higkeit ausgestattet ist, Rechte zu erwerben und Verbindlichkeiten einzugehen. 
 

§ 2a 
Europäisches Sitzland 

(1) Sitzland des Diensteanbieters im Sinne dieses Gesetzes ist der Mitgliedstaat, 
in dessen Hoheitsgebiet der Diensteanbieter niedergelassen ist. 
(2) Abweichend von Absatz 1 gilt bei audiovisuellen Mediendiensten ein Mit-
gliedstaat als Sitzland des Diensteanbieters, in dem die Hauptverwaltung des 
Diensteanbieters liegt und die redaktionellen Entscheidungen über den audiovisu-
ellen Mediendienst getroffen werden. Werden die redaktionellen Entscheidungen 
über den audiovisuellen Mediendienst in einem anderen Mitgliedstaat als dem 
Sitz der Hauptverwaltung getroffen, so gilt als Sitzland des Diensteanbieters 
1. derjenige dieser beiden Mitgliedstaaten, in dem ein erheblicher Teil des Perso-

nals des Diensteanbieters, das mit der Durchführung der programmbezoge-
nen Tätigkeiten des audiovisuellen Mediendienstes betraut ist, tätig ist,  

2. der Mitgliedstaat, in dem die Hauptverwaltung des Diensteanbieters liegt, 
wenn ein erheblicher Teil des Personals des audiovisuellen Mediendienstean-
bieters, das mit der Ausübung der sendungsbezogenen Tätigkeiten betraut 
ist, in jedem dieser Mitgliedstaaten tätig ist oder 
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3. der Mitgliedstaat, in dem der Diensteanbieter zuerst mit seiner Tätigkeit nach 
Maßgabe des Rechts dieses Mitgliedstaats begonnen hat, sofern eine dauer-
hafte und tatsächliche Verbindung mit der Wirtschaft dieses Mitgliedstaats 
fortbesteht, wenn ein erheblicher Teil des Personals des audiovisuellen Medi-
endiensteanbieters, das mit der Ausübung der sendungsbezogenen Tätigkei-
ten betraut ist, in keinem dieser Mitgliedstaaten tätig ist. 

Werden die redaktionellen Entscheidungen über den audiovisuellen Mediendienst 
in einem Drittstaat getroffen, gilt der Mitgliedstaat als Sitzland, in dem die 
Hauptverwaltung des Diensteanbieters liegt. Liegt die Hauptverwaltung des 
Diensteanbieters in einem Drittstaat und werden die redaktionellen Entscheidun-
gen über den audiovisuellen Mediendienst in einem Mitgliedstaat getroffen, gilt 
der Mitgliedstaat als Sitzland, in dem ein erheblicher Teil des mit der Bereitstel-
lung des audiovisuellen Mediendienstes betrauten Personals tätig ist. 
(3) Für audiovisuelle Mediendiensteanbieter, die nicht bereits aufgrund ihrer Nie-
derlassung der Rechtshoheit eines Mitgliedstaats unterliegen, gilt ein Mitglied-
staat als Sitzland, wenn sie 
1. eine in diesem Mitgliedstaat gelegene Satelliten-Bodenstation für die Auf-

wärtsstrecke nutzen oder 
2. zwar keine in diesem Mitgliedstaat gelegene Satelliten-Bodenstation für die 
Aufwärtsstrecke, aber eine diesem Mitgliedstaat zugewiesene Übertragungskapa-
zität eines Satelliten nutzen. 
Liegt keines dieser beiden Kriterien vor, gilt der Mitgliedstaat auch als Sitzland für 
einen audiovisuellen Diensteanbieter, in dem dieser gemäß den Artikeln 49 bis 55 
des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union niedergelassen ist. 
(4) Ist ein Videosharingplattform-Anbieter nicht im Hoheitsgebiet eines Mitglied-
staats niedergelassen, so gilt derjenige Mitgliedstaat abweichend von Absatz 1 
als Sitzland, in dessen Hoheitsgebiet 
1. ein Mutterunternehmen oder ein Tochterunternehmen des Videosharingplatt-

form-Anbieters oder 
2. ein anderes Unternehmen einer Gruppe, von welcher der Videosharingplatt-

form-Anbieter ein Teil ist, 
niedergelassen ist.  
(5) Sind in den Fällen des Absatzes 4 das Mutterunternehmen, das Tochterunter-
nehmen oder die anderen Unternehmen der Gruppe jeweils in verschiedenen Mit-
gliedstaaten niedergelassen, so gilt der Videosharingplattform-Anbieter als in 
dem Mitgliedstaat niedergelassen, 
1. in dem sein Mutterunternehmen niedergelassen ist oder 
2. mangels einer solchen Niederlassung in dem sein Tochterunternehmen nie-

dergelassen ist, oder 
3. mangels einer solchen Niederlassung in dem das oder die anderen Unterneh-
men der Gruppe niedergelassen ist oder sind. 
(6) Gibt es mehrere Tochterunternehmen und ist jedes dieser Tochterunterneh-
men in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassen, so gilt der Videosharingplatt-
form-Anbieter als in dem Mitgliedstaat niedergelassen, in dem eines der Tochter-
unternehmen zuerst seine Tätigkeit aufgenommen hat, sofern eine dauerhafte 
und tatsächliche Verbindung mit der Wirtschaft dieses Mitgliedstaats besteht.  
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(7) Gibt es mehrere andere Unternehmen, die Teil der Gruppe sind und von denen 
jedes in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassen ist, so gilt der Videosharing-
plattform-Anbieter als in dem Mitgliedstaat niedergelassen, in dem eines dieser 
Unternehmen zuerst seine Tätigkeit aufgenommen hat, sofern eine dauerhafte 
und tatsächliche Verbindung mit der Wirtschaft dieses Mitgliedstaats besteht. 
(8) Treten zwischen der zuständigen Behörde und einer Behörde eines anderen 
Mitgliedstaats Meinungsverschiedenheiten darüber auf, welcher Mitgliedstaat 
Sitzland des Diensteanbieters nach den Absätzen 2 bis 7 ist oder als solcher gilt, 
so bringt die zuständige Behörde dies der Europäischen Kommission unverzüglich 
zur Kenntnis. 
 

§ 2b  
Listen der audiovisuellen Mediendiensteanbieter und 

Videosharingplattform-Anbieter 
(1) Die zuständige Behörde erstellt jeweils eine Liste der audiovisuellen Medien-
diensteanbieter und der Videosharingplattform-Anbieter, deren Sitzland Deutsch-
land ist oder für die Deutschland als Sitzland gilt. In der Liste sind zu jedem audi-
ovisuellen Mediendiensteanbieter und Videosharingplattform-Anbieter die maß-
geblichen Kriterien nach § 2a Absatz 2 bis 7 anzugeben. 
(2) Die zuständige Behörde übermittelt die Listen der audiovisuellen Medien-
diensteanbieter und Videosharingplattform-Anbieter und alle Aktualisierungen 
dieser Listen der für Kultur und Medien zuständigen obersten Bundesbehörde. 
(3) Die für Kultur und Medien zuständige oberste Bundesbehörde leitet die ihr 
übermittelten Listen der audiovisuellen Mediendiensteanbieter und Videosharing-
plattform-Anbieter und alle Aktualisierungen dieser Listen an die Europäische 
Kommission weiter.  
 

§ 2c 
Auskunftsverlangen der zuständigen Behörde 

(1) Audiovisuelle Mediendiensteanbieter und Videosharingplattform-Anbieter sind 
verpflichtet, der zuständigen Behörde auf Verlangen Auskünfte über die in § 2a 
Absatz 2 bis 7 genannten Kriterien zu erteilen, soweit dies für die Erfüllung der 
Aufgaben nach § 2b Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 erforderlich ist. 
(2) Der Auskunftspflichtige kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, de-
ren Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 
der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr der Verfolgung 
wegen einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit aussetzen würde. Er ist über sein 
Recht zur Auskunftsverweigerung zu belehren. Die Tatsache, auf die der Aus-
kunftspflichtige die Verweigerung der Auskunft nach Satz 1 stützt, ist auf Ver-
langen glaubhaft zu machen. Es genügt die eidliche Versicherung des Auskunfts-
pflichtigen. 
 

§ 3 
Herkunftslandprinzip 

(1) In Deutschland nach § 2a niedergelassene Diensteanbieter und ihre Tele-
medien unterliegen den Anforderungen des deutschen Rechts auch dann, wenn 
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die Telemedien innerhalb des Geltungsbereichs der Richtlinie 2000/31/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtli-
che Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektro-
nischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt (Richtlinie über den elektronischen 
Geschäftsverkehr) (ABl. L 178 vom 17.7.2000, S. 1) und der Richtlinie 
2010/13/EU in einem anderen Mitgliedstaat geschäftsmäßig angeboten oder ver-
breitet werden.  
(2) Der freie Dienstleistungsverkehr von Telemedien, die innerhalb des Geltungs-
bereichs der Richtlinie 2000/31/ EG und der Richtlinie 2010/13/EU in Deutsch-
land von Diensteanbietern, die in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassen 
sind, geschäftsmäßig angeboten oder verbreitet werden, wird vorbehaltlich der 
Absätze 5 und 6 nicht eingeschränkt. 
(3)  Von den Absätzen 1 und 2 bleiben unberührt 
1. die Freiheit der Rechtswahl, 
2. die Vorschriften für vertragliche Schuldverhältnisse in Bezug auf Verbrau-

cherverträge, 
3. gesetzliche Vorschriften über die Form des Erwerbs von Grundstücken und 

grundstücksgleichen Rechten sowie der Begründung, Übertragung, Änderung 
oder Aufhebung von dinglichen Rechten an Grundstücken und grundstücks-
gleichen Rechten, 

4. das für den Schutz personenbezogener Daten geltende Recht. 
(4) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für 
1. die Tätigkeit von Notaren sowie von Angehörigen anderer Berufe, soweit 

diese ebenfalls hoheitlich tätig sind, 
2. die Vertretung von Mandanten und die Wahrnehmung ihrer Interessen vor 

Gericht, 
3. die Zulässigkeit nicht angeforderter kommerzieller Kommunikationen durch 

elektronische Post, 
4. Gewinnspiele mit einem einen Geldwert darstellenden Einsatz bei Glücksspie-

len, einschließlich Lotterien und Wetten, 
5. die Anforderungen an Verteildienste, 
6. das Urheberrecht, verwandte Schutzrechte, Rechte im Sinne der Richtlinie 

87/54/EWG des Rates vom 16. Dezember 1986 über den Rechtsschutz der 
Topographien von Halbleitererzeugnissen (ABl. EG Nr. L 24 S. 36) und der 
Richtlinie 96/9/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 
1996 über den rechtlichen Schutz von Datenbanken (ABl. EG Nr. L 77 S. 20) 
sowie für gewerbliche Schutzrechte, 

7. die Ausgabe elektronischen Geldes durch Institute, die gemäß Artikel 8 Abs. 
1 der Richtlinie 2000/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 18. September 2000 über die Aufnahme, Ausübung und Beaufsichti-
gung der Tätigkeit von E-Geld-Instituten (ABl. EG Nr. L 275 S. 39) von der 
Anwendung einiger oder aller Vorschriften dieser Richtlinie und von der An-
wendung der Richtlinie 2000/12/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 20. März 2000 über die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit 
der Kreditinstitute (ABl. EG Nr. L 126 S. 1) freigestellt sind, 
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8. Vereinbarungen oder Verhaltensweisen, die dem Kartellrecht unterliegen, 
9. Bereiche, die erfasst sind von den §§ 39, 57 bis 59, 61 bis 65, 146, 241 bis 

243b, 305 und 306 des Versicherungsaufsichtsgesetzes vom 1. April 2015 
(BGBl. I S. 434), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 19. März 
2020 (BGBl. I S. 529) geändert worden ist, und von der Versicherungsbe-
richterstattungs-Verordnung vom 19. Juli 2017 (BGBl. I S. 2858), die durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 17. August 2017 (BGBl. I S. 3214) geändert 
worden ist, für die Regelungen über das auf Versicherungsverträge anwend-
bare Recht sowie für Pflichtversicherungen. 

(5) Das Angebot und die Verbreitung von Telemedien, bei denen es sich nicht 
um audiovisuelle Mediendienste handelt, durch einen Diensteanbieter, der in ei-
nem anderen Mitgliedstaat niedergelassen ist, unterliegen den Einschränkungen 
des deutschen Rechts, soweit  
1. dies dem Schutz folgender Schutzziele vor Beeinträchtigungen oder ernsthaf-

ten und schwerwiegenden Gefahren dient: 
a) der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, insbesondere 

aa) im Hinblick auf die Verhütung, Ermittlung, Aufklärung, Verfolgung 
und Vollstreckung  
aaa) von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten, einschließlich des 

Jugendschutzes und der Bekämpfung der Verunglimpfung aus 
Gründen der Rasse, des Geschlechts, des Glaubens oder der 
Nationalität, 

bbb)  von Verletzungen der Menschenwürde einzelner Personen o-
der 

bb) im Hinblick auf die Wahrung nationaler Sicherheits- und Verteidi-
gungsinteressen, 

b) der öffentlichen Gesundheit oder 
c) der Interessen der Verbraucher und der Interessen der Anleger und 

2. die Maßnahmen, die auf der Grundlage des deutschen Rechts in Betracht 
kommen, in einem angemessenen Verhältnis zu diesen Schutzzielen stehen. 

Maßnahmen nach Satz 1 Nummer 2 sind nur zulässig, wenn die gemäß Artikel 3 
Absatz 4 Buchstabe b und Absatz 5 der Richtlinie 2000/31/EG erforderlichen 
Verfahren eingehalten werden; davon unberührt bleiben gerichtliche Verfahren 
einschließlich etwaiger Vorverfahren und die Verfolgung von Straftaten ein-
schließlich der Strafvollstreckung und von Ordnungswidrigkeiten 
(6) Der freie Empfang und die Weiterverbreitung von audiovisuellen Mediendiens-
ten aus anderen Mitgliedstaaten darf abweichend von Absatz 2 vorübergehend 
beeinträchtigt werden, wenn diese audiovisuellen Mediendienste 
1. in offensichtlicher, ernster und schwerwiegender Weise Folgendes enthalten:  

a) eine Aufstachelung zu Gewalt oder Hass gegen eine Gruppe von Perso-
nen oder gegen ein Mitglied einer Gruppe von Personen aus einem der in 
Artikel 21 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (ABl. C 
364 vom 18.12.2000, S.1) genannten Gründe, 

b) eine öffentliche Aufforderung zur Begehung einer terroristischen Straftat 
gemäß Artikel 5 der Richtlinie (EU) 2017/541 des Europäischen 
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Parlaments und des Rates vom 15. März 2017 zur Terrorismusbekämp-
fung und zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2002/475/Jl des Rates 
und zur Änderung des Beschlusses 2005/671/Jl des Rates (ABl. L 88 
vom 31.3.2017, S. 6), 

c) einen Verstoß gegen die Vorgaben zum Schutz von Minderjährigen nach 
Artikel 6a Absatz 1 der Richtlinie 2010/13/EU oder 

2. eine Beeinträchtigung oder eine ernsthafte und schwerwiegende Gefahr der 
Beeinträchtigung darstellen für 
a) die öffentliche Gesundheit, 
b) die öffentliche Sicherheit oder 
c) die Wahrung nationaler Sicherheits- und Verteidigungsinteressen. 

Maßnahmen nach Satz 1 sind nur zulässig, wenn die Voraussetzungen des Arti-
kels 3 Absatz 2 bis 5 der Richtlinie 2010/13/EU erfüllt sind.  

 
Abschnitt 2 

Zulassungsfreiheit, Informationspflichten  
§ 4 

Zulassungsfreiheit 
Telemedien sind im Rahmen der Gesetze zulassungs- und anmeldefrei. 
 

§ 5 
Allgemeine Informationspflichten 

(1) Diensteanbieter haben für geschäftsmäßige, in der Regel gegen Entgelt ange-
botene Telemedien folgende Informationen leicht erkennbar, unmittelbar erreich-
bar und ständig verfügbar zu halten: 
1. den Namen und die Anschrift, unter der sie niedergelassen sind, bei juristi-

schen Personen zusätzlich die Rechtsform, den Vertretungsberechtigten und, 
sofern Angaben über das Kapital der Gesellschaft gemacht werden, das 
Stamm- oder Grundkapital sowie, wenn nicht alle in Geld zu leistenden Einla-
gen eingezahlt sind, der Gesamtbetrag der ausstehenden Einlagen, 

2. Angaben, die eine schnelle elektronische Kontaktaufnahme und unmittelbare 
Kommunikation mit ihnen ermöglichen, einschließlich der Adresse der elektro-
nischen Post, 

3. soweit der Dienst im Rahmen einer Tätigkeit angeboten oder erbracht wird, 
die der behördlichen Zulassung bedarf, Angaben zur zuständigen Aufsichts-
behörde, 

4. das Handelsregister, Vereinsregister, Partnerschaftsregister oder Genossen-
schaftsregister, in das sie eingetragen sind, und die entsprechende Register-
nummer, 

5. soweit der Dienst in Ausübung eines Berufs im Sinne von Artikel 1 Buch-
stabe d der Richtlinie 89/48/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 über 
eine allgemeine Regelung zur Anerkennung der Hochschuldiplome, die eine 
mindestens dreijährige Berufsausbildung abschließen (ABl. EG Nr. L 19 S. 
16), oder im Sinne von Artikel 1 Buchstabe f der Richtlinie 92/51/EWG des 
Rates vom 18. Juni 1992 über eine zweite allgemeine Regelung zur 
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Anerkennung beruflicher Befähigungsnachweise in Ergänzung zur Richtlinie 
89/48/EWG (ABl. EG Nr. L 209 S. 25, 1995 Nr. L 17 S. 20), zuletzt geän-
dert durch die Richtlinie 97/38/EG der Kommission vom 20. Juni 1997 (ABl. 
EG Nr. L 184 S. 31), angeboten oder erbracht wird, Angaben über 
a) die Kammer, welcher die Diensteanbieter angehören, 
b) die gesetzliche Berufsbezeichnung und den Staat, in dem die Berufsbe-

zeichnung verliehen worden ist, 
c) die Bezeichnung der berufsrechtlichen Regelungen und dazu, wie diese 

zugänglich sind, 
6. in Fällen, in denen sie eine Umsatzsteueridentifikationsnummer nach § 27a 

des Umsatzsteuergesetzes oder eine Wirtschafts-Identifikationsnummer nach 
§ 139c der Abgabenordnung besitzen, die Angabe dieser Nummer, 

7. bei Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien und Gesell-
schaften mit beschränkter Haftung, die sich in Abwicklung oder Liquidation 
befinden, die Angabe hierüber, 

8. bei audiovisuellen Mediendiensteanbietern die Angabe 
a) des Mitgliedstaats, der für sie Sitzland ist oder als Sitzland gilt sowie  
b) der zuständigen Regulierungs- und Aufsichtsbehörden. 

(2) Weitergehende Informationspflichten nach anderen Rechtsvorschriften blei-
ben unberührt. 
 

§ 6 
Besondere Pflichten bei kommerziellen Kommunikationen 

(1) Diensteanbieter haben bei kommerziellen Kommunikationen, die Telemedien 
oder Bestandteile von Telemedien sind, mindestens die folgenden Voraussetzun-
gen zu beachten: 
1. Kommerzielle Kommunikationen müssen klar als solche zu erkennen sein. 
2. Die natürliche oder juristische Person, in deren Auftrag kommerzielle Kommu-

nikationen erfolgen, muss klar identifizierbar sein. 
3. Angebote zur Verkaufsförderung wie Preisnachlässe, Zugaben und Ge-

schenke müssen klar als solche erkennbar sein, und die Bedingungen für ihre 
Inanspruchnahme müssen leicht zugänglich sein sowie klar und unzweideutig 
angegeben werden. 

4. Preisausschreiben oder Gewinnspiele mit Werbecharakter müssen klar als sol-
che erkennbar und die Teilnahmebedingungen leicht zugänglich sein sowie 
klar und unzweideutig angegeben werden. 

(2) Werden kommerzielle Kommunikationen per elektronischer Post versandt, 
darf in der Kopf- und Betreffzeile weder der Absender noch der kommerzielle 
Charakter der Nachricht verschleiert oder verheimlicht werden. Ein Verschleiern 
oder Verheimlichen liegt dann vor, wenn die Kopf- und Betreffzeile absichtlich so 
gestaltet sind, dass der Empfänger vor Einsichtnahme in den Inhalt der Kommuni-
kation keine oder irreführende Informationen über die tatsächliche Identität des 
Absenders oder den kommerziellen Charakter der Nachricht erhält. 
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(3) Videosharingplattform-Anbieter müssen eine Funktion bereitstellen, mit der 
Nutzer, die nutzergenerierte Videos hochladen, erklären können, ob diese Videos 
audiovisuelle kommerzielle Kommunikation enthalten. 
(4) Videosharingplattform-Anbieter sind verpflichtet, audiovisuelle kommerzielle 
Kommunikation, die Nutzer auf den Videosharingplattform-Dienst hochgeladen 
haben, als solche zu kennzeichnen, soweit sie nach Absatz 3 oder anderweitig 
Kenntnis von dieser erlangt haben. 
(5) Die Vorschriften des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb bleiben un-
berührt. 
 

Abschnitt 3 
Verantwortlichkeit 

 
§ 7 

Allgemeine Grundsätze 
(1) Diensteanbieter sind für eigene Informationen, die sie zur Nutzung bereithal-
ten, nach den allgemeinen Gesetzen verantwortlich. 
(2) Diensteanbieter im Sinne der §§ 8 bis 10 sind nicht verpflichtet, die von 
ihnen übermittelten oder gespeicherten Informationen zu überwachen oder nach 
Umständen zu forschen, die auf eine rechtswidrige Tätigkeit hinweisen. 
(3) Verpflichtungen zur Entfernung von Informationen oder zur Sperrung der Nut-
zung von Informationen nach den allgemeinen Gesetzen aufgrund von gerichtli-
chen oder behördlichen Anordnungen bleiben auch im Falle der Nichtverantwort-
lichkeit des Diensteanbieters nach den §§ 8 bis 10 unberührt. Das Fernmeldege-
heimnis nach § 3 des Telekommunikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetzes ist 
zu wahren. 
(4) Wurde ein Telemediendienst von einem Nutzer in Anspruch genommen, um 
das Recht am geistigen Eigentum eines anderen zu verletzen und besteht für den 
Inhaber dieses Rechts keine andere Möglichkeit, der Verletzung seines Rechts ab-
zuhelfen, so kann der Inhaber des Rechts von dem betroffenen Diensteanbieter 
nach § 8 Absatz 3 die Sperrung der Nutzung von Informationen verlangen, um 
die Wiederholung der Rechtsverletzung zu verhindern. Die Sperrung muss zumut-
bar und verhältnismäßig sein. Ein Anspruch gegen den Diensteanbieter auf Er-
stattung der vor- und außergerichtlichen Kosten für die Geltendmachung und 
Durchsetzung des Anspruchs nach Satz 1 besteht außer in den Fällen des § 8 
Absatz 1 Satz 3 nicht. 

 
§ 8 

Durchleitung von Informationen 
(1) Diensteanbieter sind für fremde Informationen, die sie in einem Kommunikati-
onsnetz übermitteln oder zu denen sie den Zugang zur Nutzung vermitteln, nicht 
verantwortlich, sofern sie 
1. die Übermittlung nicht veranlasst, 
2. den Adressaten der übermittelten Informationen nicht ausgewählt und 
3. die übermittelten Informationen nicht ausgewählt oder verändert haben.  



12 
 

Sofern diese Diensteanbieter nicht verantwortlich sind, können sie insbesondere 
nicht wegen einer rechtswidrigen Handlung eines Nutzers auf Schadensersatz o-
der Beseitigung oder Unterlassung einer Rechtsverletzung in Anspruch genom-
men werden; dasselbe gilt hinsichtlich aller Kosten für die Geltendmachung und 
Durchsetzung dieser Ansprüche. Die Sätze 1 und 2 finden keine Anwendung, 
wenn der Diensteanbieter absichtlich mit einem Nutzer seines Dienstes zusam-
menarbeitet, um rechtswidrige Handlungen zu begehen. 
(2) Die Übermittlung von Informationen nach Absatz 1 und die Vermittlung des 
Zugangs zu ihnen umfasst auch die automatische kurzzeitige Zwischenspeiche-
rung dieser Informationen, soweit dies nur zur Durchführung der Übermittlung im 
Kommunikationsnetz geschieht und die Informationen nicht länger gespeichert 
werden, als für die Übermittlung üblicherweise erforderlich ist. 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Diensteanbieter nach Absatz 1, die Nut-
zern einen Internetzugang über ein drahtloses lokales Netzwerk zur Verfügung 
stellen. 
(4) Diensteanbieter nach § 8 Absatz 3 dürfen von einer Behörde nicht verpflich-
tet werden, 
1. vor Gewährung des Zugangs 
 a) die persönlichen Daten von Nutzern zu erheben und zu speichern (Regist-

rierung) oder 
 b) die Eingabe eines Passworts zu verlangen oder 
2. das Anbieten des Dienstes dauerhaft einzustellen. 
Davon unberührt bleibt, wenn ein Diensteanbieter auf freiwilliger Basis die Nutzer 
identifiziert, eine Passworteingabe verlangt oder andere freiwillige Maßnahmen 
ergreift. 
 

§ 9 
Zwischenspeicherung zur beschleunigten Übermittlung von Informationen 

Diensteanbieter sind für eine automatische, zeitlich begrenzte Zwischenspeiche-
rung, die allein dem Zweck dient, die Übermittlung fremder Informationen an an-
dere Nutzer auf deren Anfrage effizienter zu gestalten, nicht verantwortlich, so-
fern sie 
1. die Informationen nicht verändern, 
2. die Bedingungen für den Zugang zu den Informationen beachten, 
3. die Regeln für die Aktualisierung der Informationen, die in weithin anerkann-

ten und verwendeten Industriestandards festgelegt sind, beachten, 
4. die erlaubte Anwendung von Technologien zur Sammlung von Daten über die 

Nutzung der Informationen, die in weithin anerkannten und verwendeten In-
dustriestandards festgelegt sind, nicht beeinträchtigen und 

5. unverzüglich handeln, um im Sinne dieser Vorschrift gespeicherte Informatio-
nen zu entfernen oder den Zugang zu ihnen zu sperren, sobald sie Kenntnis 
davon erhalten haben, dass die Informationen am ursprünglichen Ausgangs-
ort der Übertragung aus dem Netz entfernt wurden oder der Zugang zu ihnen 
gesperrt wurde oder ein Gericht oder eine Verwaltungsbehörde die Entfer-
nung oder Sperrung angeordnet hat. 
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§ 8 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
 

§ 10 
Speicherung von Informationen 

Diensteanbieter sind für fremde Informationen, die sie für einen Nutzer speichern, 
nicht verantwortlich, sofern 
1. sie keine Kenntnis von der rechtswidrigen Handlung oder der Information ha-

ben und ihnen im Falle von Schadensersatzansprüchen auch keine Tatsachen 
oder Umstände bekannt sind, aus denen die rechtswidrige Handlung oder die 
Information offensichtlich wird, oder 

2. sie unverzüglich tätig geworden sind, um die Information zu entfernen oder 
den Zugang zu ihr zu sperren, sobald sie diese Kenntnis erlangt haben. 

Satz 1 findet keine Anwendung, wenn der Nutzer dem Diensteanbieter unter-
steht oder von ihm beaufsichtigt wird. 

 
Abschnitt 4 

Melde- und Abhilfeverfahren der Videosharingplattform-Anbieter 
 

§ 10a 
Verfahren zur Meldung von Nutzerbeschwerden 

(1) Wenn eine Rechtsvorschrift des Bundes oder der Länder auf diese Vorschrift 
Bezug nimmt und soweit sich eine entsprechende Verpflichtung nicht bereits aus 
dem Netzwerkdurchsetzungsgesetz vom 1. September 2017 (BGBl. I S. 3352), 
das zuletzt durch Artikel 274 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 
1328) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung ergibt, sind Videos-
haringplattform-Anbieter verpflichtet, ein Verfahren vorzuhalten, mit dem die 
Nutzer Beschwerden (Nutzerbeschwerden) über rechtswidrige audiovisuelle In-
halte, die auf dem Videosharingplattform-Dienst des Videosharingplattform-An-
bieters bereitgestellt werden, elektronisch melden können. 
(2) Das Meldeverfahren muss 
1. bei der Wahrnehmung des Inhalts leicht erkennbar und bedienbar, unmittelbar 

erreichbar und ständig verfügbar sein, 
2. dem Beschwerdeführer die Möglichkeit geben, die Nutzerbeschwerde näher 

zu begründen und 
3. gewährleisten, dass der Videosharingplattform-Anbieter Nutzerbeschwerden 

unverzüglich zur Kenntnis nehmen und prüfen kann. 
 

§ 10b 
Verfahren zur Abhilfe von Nutzerbeschwerden 

Wenn eine Rechtsvorschrift des Bundes oder der Länder auf diese Vorschrift Be-
zug nimmt und soweit sich eine entsprechende Verpflichtung nicht bereits aus 
dem Netzwerkdurchsetzungsgesetz ergibt, müssen Videosharingplattform-Anbie-
ter ein wirksames und transparentes Verfahren nach Satz 2 zur Prüfung und Ab-
hilfe der nach § 10a Absatz 1 gemeldeten Nutzerbeschwerden vorhalten. Das 
Verfahren muss gewährleisten, dass der Videosharingplattform-Anbieter 
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1. unverzüglich nach Eingang der Nutzerbeschwerde prüft, ob ein rechtswidriger 
Inhalt vorliegt, 

2. unverzüglich nach Eingang der Nutzerbeschwerde einen rechtswidrigen Inhalt 
entfernt oder den Zugang zu diesem Inhalt sperrt, 

3. im Falle der Entfernung eines rechtswidrigen Inhalts den Inhalt zu Beweis-
zwecken sichert und für die Dauer von zehn Wochen speichert, 

4. den Beschwerdeführer und den Nutzer, für den der beanstandete Inhalt ge-
speichert wurde, unverzüglich über seine Entscheidung informiert und diese 
begründet, 

5. den Beschwerdeführer und den Nutzer, für den der beanstandete Inhalt ge-
speichert wurde, über die Möglichkeit der Teilnahme an einem unparteiischen 
Schlichtungsverfahren informiert, 

6. dem Beschwerdeführer und dem Nutzer, für den der beanstandete Inhalt ge-
speichert wurde, die Gelegenheit gibt, unter Angabe von Gründen eine Über-
prüfung der ursprünglichen Entscheidung zu verlangen, wenn der Antrag auf 
Überprüfung (Gegenvorstellung) innerhalb von zwei Wochen nach Informa-
tion über die Entscheidung gestellt wird, 

7. darauf hinweist, dass der Inhalt einer Stellungnahme des Nutzers, für den der 
beanstandete Inhalt gespeichert wurde, an den Beschwerdeführer sowie der 
Inhalt einer Stellungnahme des Beschwerdeführers an den Nutzer, für den der 
beanstandete Inhalt gespeichert wurde, weitergegeben werden kann, 

8. im Falle einer Gegenvorstellung des Beschwerdeführers den Nutzer, für den 
der beanstandete Inhalt gespeichert wurde, und im Falle einer Gegenvorstel-
lung des Nutzers, für den der beanstandete Inhalt gespeichert wurde, den Be-
schwerdeführer im Falle der Abhilfe über den Inhalt der Gegenvorstellung un-
verzüglich informiert und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb einer 
angemessenen Frist gibt, 

9. seine ursprüngliche Entscheidung unverzüglich einer Überprüfung unterzieht, 
das Ergebnis dem Beschwerdeführer und dem Nutzer, für den der beanstan-
dete Inhalt gespeichert wurde, unverzüglich übermittelt und einzelfallbezogen 
begründet, 

10. sicherstellt, dass eine Offenlegung der Identität des Beschwerdeführers und 
des Nutzers, für den der beanstandete Inhalt gespeichert wurde, nicht erfolgt 
und 

11. jede Beschwerde, das Ergebnis ihrer Prüfung, die zu ihrer Abhilfe getroffene 
Maßnahme sowie jede verlangte Überprüfung der Entscheidung und deren Er-
gebnis dokumentiert.  

 
§ 10c 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
(1) Videosharingplattform-Anbieter sind verpflichtet, mit ihren Nutzern wirksam 
zu vereinbaren, dass diesen die Verbreitung unzulässiger audiovisueller kommer-
zieller Kommunikation verboten ist. 
(2) Unzulässige audiovisuelle kommerzielle Kommunikation im Sinne dieser Vor-
schrift ist audiovisuelle kommerzielle Kommunikation, die gegen folgende Vor-
schriften verstößt: 
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1. § 20 des Tabakerzeugnisgesetzes vom 4. April 2016 (BGBl. I S. 569), das 
zuletzt durch Artikel 96 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 
1328) geändert worden ist, oder 

2. § 10 des Heilmittelwerbegesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Oktober 1994 (BGBl. I S. 3068), das zuletzt durch Artikel 6 des Geset-
zes vom 28. April 2020 (BGBl. I S. 960) geändert worden ist. 

 
Abschnitt 5 

Bußgeldvorschriften 
 

§ 11 
Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer absichtlich entgegen § 6 Abs. 2 Satz 1 den Ab-
sender oder den kommerziellen Charakter der Nachricht verschleiert oder ver-
heimlicht. 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. entgegen § 2c Absatz 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig 

oder nicht rechtzeitig erteilt, 
2.  entgegen § 5 Abs. 1 eine Information nicht, nicht richtig oder nicht vollstän-

dig verfügbar hält oder 
3. entgegen § 10a Absatz 1 oder § 10b Satz 1 ein dort genanntes Verfahren 

nicht, nicht richtig oder nicht vollständig vorhält 
(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro 
geahndet werden. 
 


